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Text 

§ 69b. (1) Ein Notariatsakt kann nach Maßgabe der verfügbaren technischen Voraussetzungen auch 
elektronisch unter Nutzung einer elektronischen Kommunikationsmöglichkeit errichtet werden. Für die 
Errichtung gelten die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes über die Aufnahme eines elektronisch 
errichteten Notariatsakts mit den sich aus Abs. 2 bis 4 ergebenden Abweichungen. 

(2) Der Notar hat bei einer nicht physisch anwesenden Partei durch Sicherungsmaßnahmen dafür zu 
sorgen, dass die Feststellung und Prüfung der Identität der Partei unter Verwendung eines elektronischen 
Verfahrens auf sichere und zweifelsfreie Weise erfolgen, dies 

 1. anhand eines amtlichen Lichtbildausweises (§ 36b Abs. 2 dritter Satz) im Rahmen eines 
videogestützten elektronischen Verfahrens oder 

 2. durch ein gesetzlich vorgesehenes Verfahren, mit dem gesichert dieselbe Information wie mit der 
Vorlage eines amtlichen Lichtbildausweises zur Verfügung gestellt wird (elektronischer 
Ausweis). 

Der Bundesminister für Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz hat mit Verordnung festzulegen, 
welche Maßnahmen zum Ausgleich des insofern potenziell bestehenden erhöhten Risikos der 
Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder der Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) erforderlich sind, unter 
welchen Voraussetzungen sich der Notar für eine solche Identitätsfeststellung und -prüfung eines 
Dienstleisters bedienen kann und welche Anforderungen an die Datensicherheit, an die 
Fälschungssicherheit und an die Verlässlichkeit der Personen, die den Identifikationsvorgang konkret 
durchführen, erfüllt sein müssen. Die näheren technischen Voraussetzungen für die Verfahren nach Z 1 
und 2 sind in Richtlinien der Österreichischen Notariatskammer zu regeln. Die endgültige Verantwortung 
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für die Erfüllung der Pflicht zur Identifizierung verbleibt beim Notar. Sämtliche der bei der Feststellung 
und Prüfung der Identität der Partei unter Verwendung eines elektronischen Verfahrens erhobenen Daten 
und aufgezeichneten Vorgänge müssen dem Notar zur Sicherstellung der Erfüllung der ihn treffenden 
Sorgfaltspflichten unmittelbar zur Verfügung stehen. Ist dem Notar anhand dessen eine abschließende 
Erfüllung der ihn treffenden Identifizierungs- und sonstigen Sorgfaltspflichten nicht möglich, so hat die 
Aufnahme des Notariatsakts unter Nutzung einer elektronischen Kommunikationsmöglichkeit zu 
unterbleiben. 

(3) Bei der Aufnahme des Notariatsakts müssen alle Parteien ununterbrochen entweder physisch vor 
dem Notar anwesend oder mit dem Notar und den anderen Parteien unter Nutzung einer elektronischen 
Kommunikationsmöglichkeit durch eine optische und akustische Zweiweg-Verbindung in Echtzeit 
verbunden sein. Wird die Verbindung vorübergehend unterbrochen, so hat der Notar mit der Errichtung 
des Notariatsakts innezuhalten und erst dann fortzufahren, wenn die Verbindung wieder vollständig 
hergestellt ist. 

(4) § 68 gilt mit der Maßgabe, dass die unter Nutzung einer elektronischen 
Kommunikationsmöglichkeit verbundene Partei ihre elektronische Signatur (Art. 3 Z 10 eIDAS-VO) dem 
Notariatsakt zeitlich vor einer allenfalls physisch vor dem Notar anwesenden Partei beizufügen hat. 
Zusätzlich zu den Angaben nach § 68 Abs. 2 hat der Notar im Notariatsakt auch anzuführen, dass der 
Notariatsakt unter Nutzung einer elektronischen Kommunikationsmöglichkeit durch eine optische und 
akustische Zweiweg-Verbindung zustande gekommen ist und welche Partei sich derart an der Aufnahme 
des Notariatsakts beteiligt hat; für den Fall des Fehlens dieser Angabe gilt § 68 Abs. 2 letzter Satz 
sinngemäß. 

(5) Soweit personenbezogene Daten nach dieser Bestimmung verarbeitet werden, geschieht dies in 
Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe nach § 1, aufgrund der Verpflichtung des Notars zur Identifikation 
der Parteien sowie zum Zweck der Verhinderung oder Bekämpfung der Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder 
der Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes. 
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